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DER BUNDESRAT HAT BESCHLOSSEN: 

 

 

Gegen den Beschluss des Nationalrates vom 7. Juli 2005 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über die Anerkennung der 
Leistungen im österreichischen Widerstand sowie zur abschließenden 
Beseitigung nationalsozialistischer Unrechtsakte erlassen, das 
Opferfürsorgegesetz geändert und ein Bundesgesetz, mit dem aus Anlass 
des 60. Jahrestages der Befreiung Österreichs von der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft eine einmalige Zuwendung 
(Befreiungs-Erinnerungszuwendung) für Widerstandskämpfer und Opfer 
der politischen Verfolgung sowie deren Hinterbliebene geschaffen wird 
(Anerkennungsgesetz 2005) keinen Einspruch zu erheben. 
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 Sissy Roth-Halvax Peter Mitterer 
 Schriftführung Präsident des Bundesrates 

 

 


